
 

 

Saatkrähen lassen sich in 
Siedlungsnähe nieder

Vergrämungsmaßnahmen

Erfolg Kein Erfolg

Beseitigung der Nester

Erfolg Kein Erfolg

Ausasten bzw. 
Rückschnitt der Bäume 

um 20% oder mehr

Erfolg Kein Erfolg

Weiterführende 
Maßnahmen (z. B. Töten)

Im laufenden Jahr vor Ende Februar 
Keine Ausnahmegenehmigung erforderlich, 

wenn durch einen Gutachter nachgewiesen 

wird, dass ausreichend Ausweichquartiere 

vorhanden sind 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 45 Abs. 7 

BNatSchG erforderlich, wirkt erst im Folgejahr 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 45 Abs. 7 

BNatSchG erforderlich, wirkt erst im Folgejahr  

Ausnahmegenehmigung gemäß § 45 Abs. 7 

BNatSchG, aber: Im Regelfall unzulässig  

Im Einzelfall Befreiung gemäß § 67 Abs. 2 

BNatSchG, wenn ein erhebliches öffentliches 

Interesse vorliegt 

 

Im laufenden Jahr nach dem 

Verlassen der Nester 

Zeitunabhängig 

Im laufenden Jahr nach dem 

Verlassen der Nester 



Auszüge aus den einschlägigen Rechtsgrundlagen: 

 

§ 44 Bundesnaturschutzgesetz  

(1) Es ist verboten,  

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 

oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 

zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; 
eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 

Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 

der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 

Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 

 

§ 45 Bundesnaturschutzgesetz 

(7) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden sowie im Fall des Verbringens 

aus dem Ausland das Bundesamt für Naturschutz können von den Verboten des § 44 im Einzelfall 
weitere Ausnahmen zulassen  

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher 

wirtschaftlicher Schäden, 

2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende 

Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung, 

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der 

Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen 

auf die Umwelt oder 

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich 
solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und 

sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 

Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG weiter gehende Anforderungen enthält. Artikel 16 Absatz 3 der 

Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie 2009/147/EG sind zu beachten. Die 

Landesregierungen können Ausnahmen auch allgemein durch Rechtsverordnung zulassen. Sie 

können die Ermächtigung nach Satz 4 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden 

übertragen. 

 
§ 67 Bundesnaturschutzgesetz 

(2) Von den Verboten des § 33 Absatz 1 Satz 1 und des § 44 sowie von Geboten und Verboten im 

Sinne des § 32 Absatz 3 kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn die Durchführung der 

Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde. Im Fall des Verbringens 

von Tieren oder Pflanzen aus dem Ausland wird die Befreiung vom Bundesamt für Naturschutz 

gewährt. 

 

 


